
Monatsberichte 11/1982 

Der Bundesvoranschlag 1983 

Der Bundesvoranschlag^) für das Jahr 1983 sieht im 
Grundbudget Ausgaben von 399,41 Mrd.S und Ein­
nahmen von 325,59 Mrd S vor. Der Bruttoabgang be­
trägt somit 73,82 Mrd S Das Nettodefizit (nach Ab­
zug der Finanzschuidtilgungen) belauft sich auf 
47,93 Mrd. S. Neben dem Grundbudget ist, wie in den 
Vorjahren, ein Konjunkturausgleichshaushalt vorge­
sehen, der insgesamt Ausgaben von 6,27 Mrd S ent­
hält, wovon 3,70 Mrd S auf die Stabilisierungsquote 
und 2,57 Mrd S auf die Konjunkturbelebungsquote 
entfallen. 

Übersicht 1 
Der Bundesvoranschlag 1983 

1981 1982 1983 Veränderung 
Erfolg Scnätzung BVA 1983 gegen 

1982 
Mrd S l n % 

Gesamtausgaben 339,5 377 0 399 4 + 5 9 
Gesamteinnahmen 287,3 304,0 325,6 + 7.1 

Gesamtgebarungsabgang 51 7 73 0 73,8 + 1 1 
Inlandwirfcsames Defizit 21 9 33 7 40 3 + 4 1 

73 Mrd S steigen (gegen 59,2 Mrd, S im Voran­
schlag), Für den unmittelbaren Vergleich und die Be­
urteilung des Voranschlags 1983 bietet daher das vor­
aussichtliche Ergebnis des laufenden Jahres eine 
bessere Ausgangsbasis als der Voranschlag 1982 
Der Einnahmenausfall im laufenden Jahr betrifft vor al­
lem die Steuern und die Betriebseinnahmen Bei den 
sonstigen Einnahmen ist hingegen sogar mit Mehr­
einnahmen zu rechnen, wodurch die gesamten Min­
dereinnahmen gedämpft werden Das Steueraufkom­
men (netto) dürfte 1982 um etwa 8 Mrd S geringer 
sein als ursprünglich veranschlagt Die Bundesbe­
triebe werden um etwa 2 Mrd S weniger Einnahmen 
erreichen als präliminiert. 
Die erheblichen Abweichungen bei den Steuern erfor­
dern eine nähere Untersuchung In den letzten Jahren 
ist der früher zu beobachtende Zusammenhang zwi­
schen der Entwicklung des nominellen Brutto-In-
landsproduktes und den Steuereinnahmen verloren­
gegangen Im Jahre 1981 ist das Steueraufkommen 
mit 10,4% erheblich rascher als das Brutto-Inlands-

Im Gegensatz zu den Vorjahren enthält der Entwurf 
des Bundesfinanzgesetzes 1983 keine Ermächtigung 
für den Finanzminister mehr, (bis zu einer be­
stimmten Höhe) zusätzlich Finanzschulden zur Finan­
zierung von Straßenbauten eingehen zu können (bis­
her Art Villa BFG). Diese Bestimmung ist durch die 
Gründung der ASFINAG (Autobahnen- und Schnell­
straßenfinanzierungsgesellschaft) entbehrlich gewor­
den Die ASFINAG übernimmt neben den finanziellen 
Aufgaben der bisherigen Straßensondergesellschaf-
ten auch die Finanzierung von Straßenbauprojekten, 
die sonst über den Bundeshaushalt hätte erfolgen 
müssen. 

Vergleich mit dem voraussichtlichen Erfolg 19S22) 

Im Jahre 1982 wird der Voranschlag durch den Bud-
getvolizug erheblich modifiziert Die veranschlagten 
Ausgaben werden um mehr als 8,5 Mrd S überschrit­
ten, die Einnahmen um mehr als 5 Mrd. S geringer 
sein als ursprünglich erwartet Das Bruttodefizit wird 
dadurch im laufenden Jahr voraussichtlich auf rund 

') Dieser Aufsatz stützt sich auf die Regierungsvorlage. Allfäl­
lige Änderungen in den parlamentarischen Beratungen konnten 
nicht mehr berücksichtigt werden 
2) Die in dieser Arbeit verwendeten Schätzungen über die vor­
aussichtlichen Ausgaben und Einnahmen für 1982 beruhen auf 
dem Informationsstand von Ende Oktober 

Abbildung 1 
Entwicklung von Steuereinnahmen und 

Bruttoinlandsprodukt 
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Produkt ( + 5,9%) gestiegen Im laufenden Jahr wird 
hingegen das Bruttoinlandsprodukt um 8% wachsen, 
die Steuern aber nur um etwa 4%. Diese sprunghaf­
ten Änderungen in den Aufkommenselastizitäten er­
schweren die Steuerprognosen erheblich 
Das Zurückbleiben der Steuereinnahmen im Jahre 
1982 läßt sich nicht auf eine generelle Fehleinschät­
zung der wirtschaftlichen Entwicklung zurückführen 
Zum Zeitpunkt der Einnahmenschätzung, im Herbst 
1981, war für 1982 mit einer nominellen Wachstums­
rate von 8% gerechnet worden Diese Schätzung 
wurde in der jüngsten Prognose, im September 1982, 
bestätigt Es hat sich allerdings die Struktur der End­
nachfrage und die Verteilung des Volkseinkommens 
gegenüber der ursprünglichen Prognose verändert 
Darüber hinaus sind besondere Einflüsse für die Ab­
weichungen bei den Steuereinnahmen ausschlagge­
bend3) 

Drei Faktoren dürften dabei eine wichtige Rolle spie­
len Erstens: Die Insolvenzen wirken sich zwar im 
Steueraufkommen rasch dämpfend aus, aber kaum 
im Bruttoinlandsprodukt Zweitens: Die schwierige 
finanzielle Situation der Unternehmungen spiegelt 
sich in den Einnahmen aus gewinnabhängigen Steu­
ern (vor allem auch bei den Vorauszahlungen) stärker 
als im Bruttoinlandsprodukt Drittens: Der Wohnbau 
hat 1981 erheblich zum günstigen Mehrwertsteuer­
aufkommen beigetragen 1982 wird er hingegen den 
Einnahmenzuwachs an Mehrwertsteuer deutlich ver­
ringern 
Mehrausgaben sind 1982 sowohl durch den Einfluß 
automatischer Stabilisatoren als auch durch diskretio­
näre Maßnahmen entstanden Automatische Stabilisa­
toren werden insbesondere in der Arbeitslosenversi­
cherung und bei den Bundeszuschüssen zur Pen­
sionsversicherung wirksam Die Arbeitslosenrate wird 
voraussichtlich um etwas mehr als 1 Prozentpunkt 
höher sein, als das Institut zum Zeitpunkt der Budget­
erstellung prognostiziert hatte. Das erfordert Mehr-

3) Das Institut wird die Zusammenhänge von Steueraufkommen 
und Konjunktur demnächst genauer analysieren. 

Übersicht 2 
Potential Output und Bundeshaushalt 

Inlandwirksame tnlandwirksame Steuern Steuern 
Ausgaben Einnahmen brutio netto 

Anteil am Potential Output in % 

0 1970/1974 24,2 2 4 1 22 2 14,3 

1975 2 6 7 2 2 9 21 8 13 7 
1976 2 6 9 23,3 21 7 13 7 
1977 26 6 23 8 2 2 2 1 4 2 
1978') 26 5 23 2 2 2 0 13 8 
1979') 26 6 23 8 2 2 3 14,3 
1980') 26 4 24 1 2 2 4 14 1 
19811} 26,6 24 6 2 2 9 1 4 6 
1982 Schätzung') 27 1 23,8 21 9 13 8 
1983 BVA 1) 27 4 2 4 1 22 6 1 4 3 

'] Ohne Umstellung von Kinderabsetzbetragen zu Familienbeihilfen und Aulhebung 
der Selbstträgsrschaft bei Famtlienbeihilfen bei Bahn und Post 

ausgaben an Arbeitslosenunterstützung um etwas 
mehr als 2 Mrd S Der stärkere Rückgang in der Be­
schäftigung bewirkte geringere Einnahmen in der 
Pensionsversicherung, wodurch höhere Bundeszu­
schüsse erforderlich sind als ursprünglich veran­
schlagt Als diskretionäre Maßnahmen erforderten vor 
allem die Flüchtlingshilfe (1,2 Mrd. S) und die beiden 
Beschäftigungsprogramme (ebenfalls 1,2 Mrd S) 
Mehrausgaben Den Ausgabenüberschreitungen ste­
hen allerdings erhebliche Einsparungen beim Finanz­
schuld enaufwand auf Grund von Umschuldungen ge­
genüber 
Im Jahre 1982 wird der Bund durch diese Mehrausga­
ben das Produktionspotential4) deutlich stärker bean­
spruchen, als im Voranschlag vorgesehen war Der 
Anteil der inlandwirksamen Ausgaben des Bundes 
am Produktionspotential liegt mit 27,1% (nach dem 
Bundesvoranschlag hätte er 26,5% betragen) nicht 
nur höher als in den letzten Jahren, sondern es ist die 
stärkste Inanspruchnahme seit 1975 Gleichzeitig 
werden die Entzugseffekte der Einnahmen schwä­
cher Der Anteil der Einnahmen am Produktionspo­
tential geht 1982 auf 23,8% zurück (1980 24,1%, 1981 
24,6%) Die im Voranschlag für 1982 erwarteten re­
striktiven Effekte des Bundeshaushalts werden durch 
den Vollzug erheblich modifiziert Der Bundeshaus­
halt wird im Jahre 1982 voraussichtlich expansiv wir­
ken. Die Veränderung der Nachfrageeffekte im Ver­
gleich zum Voranschlag ist im Lichte der Verschlech­
terung des Arbeitsmarktes und der Kapazitätsausla­
stung zu sehen 

Steueramnestie dämpft expansive Effekte im Jahre 
1983 

Der Bundesvoranschlag 1983 ist von zwei entgegen­
gesetzten Zielsetzungen geprägt. Zum einen trachtet 
der Bund angesichts der ungünstigen Wirtschaftssi­
tuation durch seine inlandwirksamen Ausgaben Nach­
frageimpulse zu setzen. Zum anderen ist er bestrebt, 
das Defizit annähernd auf dem Niveau des Jahres 
1982 zu halten. Der Bund wird 1983 das gesamtwirt­
schaftliche Produktionspotential durch seine iniand-
wirksamen Ausgaben voraussichtlich stärker bean­
spruchen als in den Vorjahren Sein Anteil ist mit 
27,4% (1981 26,6%, 1982 27,1%) der höchste jemals 
erreichte Wert Die Begrenzung des Defizits wird 
durch einen im Vergleich zu den Ausgaben stärkeren 
Einnahmenzuwachs zu erreichen versucht Der Anteil 
der Einnahmen am Produktionspotential steigt auf 
24,1% Mit Ausnahme des Jahres 1981 würden damit 
im kommenden Jahr die Entzugseffekte der Einnah­
men deutlich höher als in den Jahren 1975/1982 

4) Zur Ermittlung des Produktionspotentials siehe F.Breuss. 
Potential Output und Gesamtwirtschaftliche Kapazitätsausla­
stung Monatsberichte 2/1982 
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Übersicht 3 Übersicht 4 
Entwicklung der Budgetsalden Ausgaben in ökonomischer Gliederung 

1980 1981 1982 1983 
Erlolg Erfolg Schätzung BVA 
Veränderung gegen das Vorjahr in Mrd S 

+ 3 0 - 4 2 - 2 1 3 - 0 8 
+ 3 2 + 1 8 - 1 9 7 - 0 7 

+ 1 5 
- 2 8 

+ 2 7 
- 2 9 

- 2 0 9 
- 1 7 , 5 

+ 0 7 
- 2 5 

Brutlosaldo 
Nettosaldo . . 
Nachfragewirksamer Saldo 

ungewichtet 
gewichtet 

1+ | = Verringerung des Defizits 

{—) = Vergrößerung des Defizits 

Globale Saldenbetrachtungen geben allerdings kein 
ausreichendes Bild der Budgetwirkungen. Diese hän­
gen zu einem erheblichen Teil von der Ausgaben­
struktur und ihren Veränderungen ab, weil die einzel­
nen Ausgabenkomponenten die heimische Nachfrage 
in recht unterschiedlichem Ausmaß beeinflussen 
Die expansiven Effekte einer Ausgabensteigerung 
sind im Durchschnitt größer als die restriktiven Wir­
kungen einer gleich großen Einnahmenerhöhung 
(Haaveimo-Theorem) Die gewichteten Salden5), die 
diesen Einfluß berücksichtigen, lassen daher für 1983 
erkennen, daß die Nachfrageimpulse stärker sind, als 
die ungewichteten Salden vermuten ließen 
Die Zunahme der Entzugseffekte der Einnahmen ist 
nicht auf eine höhere fiskalische Ergiebigkeit des 
Steuersystems zurückzuführen, sondern auf die er­
warteten Erträge aus der Steueramnestie Ließe man 
die aus dieser Maßnahme erwarteten Einnahmen un­
berücksichtigt, wären die nachfragedämpfenden Ef­
fekte der Steuer im kommenden Jahr nicht nur gerin­
ger als 1982, sie lägen auch unter dem langjährigen 
Durchschnitt Vom Bundeshaushalt wären dann 1983 
spürbare expansive Einflüsse zu erwarten Sie wären 
bezogen auf das Produktionspotential etwa gleich 
groß wie 1975. Die Wirkungen des Bundeshaushalts 
1983 und seine Beurteilung sind daher nicht zuletzt 
davon abhängig, weiche Einnahmen aus der Steuer­
amnestie erwartet bzw. tatsächlich erzielt werden. 
Diese Untersuchung geht von der Annahme aus, daß, 
wie in den Vorjahren, nur das Grundbudget einge­
setzt wird. Würde jedoch auch der Konjunkturaus­
gleichshaushalt freigegeben, dann wären erhebliche 
zusätzliche Nachfrageimpulse zu erwarten Der Kon­
junkturausgleichshaushalt enthält zum überwiegen­
den Teil unmittelbar nachfragewirksame Ausgaben. 
Die Inanspruchnahme des Produktionspotentials 
würde um etwa 1/2 Prozentpunkt auf fast 28% stei­
gen. 

Durch die schwache Konjunktur werden die automati­
schen Stabilisatoren, zu denen vor allem die Arbeits-

5) Die Gewichte der einzelnen Ausgaben- und Einnahmenkate­
gorien sind durch die unterschiedlichen Import- und Sparquo­
ten bestimmt. Sie spiegein nur die "Erstrundeneffekte'. Die Ge­
wichte sind entnommen H Seidel Unsere Staatsfinanzen Wien 
1978 S. 119 

1981 1982 1983 
Erfolg Schätzung BVA 

Mrd S 

Ausgaben zur 
Erstellung von Leistungen 149.5 1 5 3 2 172 1 
Umverteilung 100 6 1143 123 8 
Finanzierung 89,4 99,5 103,5 

Gesamtausgaben 339 5 377 0 399 4 

in % der Gesamtausgaben 

Ausgaben zur 
Erstellung von Leistungen 4 4 1 43,3 4 3 1 
Umverteilung 29 6 30,3 31 0 
Finanzierung 26,3 26,4 25,9 

Gesamtausgaben 100 0 100 0 100 0 

Verände­
rung 1983 

gegen 1982 
i n % 

+ 5 , 5 
+ 8,3 
+ 4,0 

+ 5 9 

losenunterstützung und die Zuschüsse zur Pensions­
versicherung zählen, stärker wirksam, Diese steigen­
den Ausgaben werden zu den Umverteilungsausga­
ben gerechnet, wodurch sich der Anteil dieser Aus­
gaben, der in den letzten Jahren stark zurückging, 
1982 wieder auf 30,3% und 1983 weiter auf 31% der 
Gesamtausgaben erhöht Dieser überproportionale 
Anstieg der Umverteilungsausgaben wird 1983 durch 
eine schwächere Ausweitung der Finanzierungsaus­
gaben zu kompensieren versucht Auf die Finanzie­
rungsausgaben entfallen 1983 25,9% der Gesamtaus­
gaben (1981 26,3%, 1982 26,4%) Dieser rückläufige 
Anteil ist durch die schwache Zunahme der Ausga­
ben für Finanzschuldtilgungen bedingt, Die Tilgungen 
gelten jedoch als nicht nachfragewirksame Ausga­
ben Die Zurückhaltung bei den Tilgungen dämpft da­
her nicht die Nachfrageimpulse, Die Nachfrageim­
pulse, die von den Finanzierungsausgaben ausgehen, 
werden daher im kommenden Jahr nicht schwächer 
sein als in den Vorjahren Diese Umschichtungen zei­
gen, daß Änderungen in der Ausgabenstruktur des 
Budgets auch die Nachfrage erheblich beeinflussen 
können 

Ausgaben für Aufträge real leicht ausgeweitet 

Jene Ausgaben, die zu unmittelbaren Aufträgen des 
Bundes an die Wirtschaft führen (Investitionen, lau­
fende Käufe von Gütern und Leistungen), sind 1983 
mit 72,1 Mrd S veranschlagt, Sie steigen damit im 
Vergleich zum voraussichtlichen Ergebnis 1982 um 
6,2% Unter Berücksichtigung der Preissteigerungen 
dürfte damit 1983 auch real eine leichte Ausweitung 
der Aufträge möglich sein Vor allem bei den Investi­
tionen, die mit 29,6 Mrd S präliminiert sind und um 
7,6% ausgeweitet werden, ist eine reale Zunahme an­
zunehmen Der Anteil der Investitionen an den Ge­
samtausgaben steigt im Voranschlag 1983 erstmals 
seit mehreren Jahren wieder leicht (1983 7,4%, 1982 
7,3%, 1981 7,6%), 
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Ausgaben für Aufträge 

Investitionen . 
Laufender Sachaufwand 

1981 
Erfolg 

25.8 
35.8 

1982 
Schätzung 

Mrd S 

27.5 

40,4 

19B3 
BVA 

29 6 
42,5 

Übersicht 5 

Veränderung 
1983 gegen 

1982 
in % 

+ 7 6 
+ 5,2 

67,9 - 6 2 

Der Großteil der Investitionen (fast 75%) entfällt auf 
Bauten Für sie sind insgesamt 21,7 Mrd S vorgese­
hen Rund ein Drittel der Ausgaben für Bauten dient 
dem Straßenbau (rund 7,3 Mrd. S) Neben den im 
Bundeshaushalt veranschlagten Ausgaben wird die 
ASFINAG 1983 noch zusätzlich 1,8 Mrd S für Stra­
ßenbauprojekte bereitstellen, die sonst über den 
Bundeshaushalt hätten finanziert werden müssen6) 
(1982 0,8 Mrd S) Unter Berücksichtigung dieser 
nicht im Voranschlag enthaltenen Finanzierungsmaß­
nahmen steigen die nachfragewirksamen Ausgaben 
im Straßenbau um rund 13,7% Das würde eine nicht 
unerhebliche reale Ausweitung der Aufträge im Stra­
ßenbau ermöglichen. 
Für Hochbauten und Sonderanlagen (vor allem bauli­
che Maßnahmen der Betriebe) sind 1983 14,4 Mrd S 
veranschlagt, um rund 9% mehr als 1982 Es sind da­
her auch in diesen Bereichen der Baunachfrage reale 
Zuwächse zu erwarten Dieser Anstieg ist zu einem 
nicht geringen Teil darauf zurückzuführen, daß sich 
bei der Post der für Investitionen zweckgebundene 
Teil der Fernsprecheinnahmen von 34% wieder auf 
40% erhöhen wird Dadurch stehen für Investitionen 
der Post im Budget 1983 zusätzlich 1,17 Mrd S zur 
Verfügung 

Übersicht 6 
Ausgaben für Bauten 

1981 1982 1983 Verände­
Erfolg Schätzung BVA rung 1983 

gegen 1982 
Mrd S in % 

Investitionen 20 0 20,4 21 7 + 6 4 
Instandhaltungen 3 5 4 4 5 1 + 1 5 9 
Bauten der Landesverteid i g u n g . . . 0,9 0,8 1,0 + 2 5 , 0 

Summe 24 4 25,6 27 8 + 8 6 

Hochbau 7,3 8 9 1 0 0 + 1 2 4 
Tiefbau 1 0 1 9 5 1 0 2 + 7 4 
Sonderanlagen 7,0 7.2 7,6 + 5,6 

Summe 24 4 25 6 27 3 + 8 6 

ausgeweitet als die Investitionen. Für bauliche In­
standhaltungen sind um fast 16% mehr Mittel veran­
schlagt; für Bauten der Landesverteidigung um mehr 
als 20% 
Insgesamt sind im Voranschlag 1983 Ausgaben für 
Bauten von 27,8 Mrd. S vorgesehen, um 8,6% mehr 
als 1982 Einschließlich der zusätzlichen Ausgaben 
der ASFINAG würde die Steigerung rund 12% betra­
gen. Der Bund, auf den rund 20% der Gesamtnach­
frage nach Bauleistungen entfallen, würde damit er­
heblich dazu beitragen, die prognostizierte reale 
Wachstumsrate der gesamten Baunachfrage von 2% 
zu erreichen Wie groß der Anteil der beiden Be­
schäftigungsprogramme an den Bauausgaben des 
Bundes ist, läßt sich nicht genau ermitteln, doch 
dürfte der überwiegende Teil des Zuwachses auf 
diese Maßnahmen zurückzuführen sein 
Die Ausgaben für Ausrüstungsinvestitionen werden 
1983 um mehr als 10,5% höher sein als 1982 und da­
mit auch real aufgestockt werden Der Zuwachs ent­
fällt vor allem auf Sonderanlagen der Betriebe (insbe­
sondere der Post) Der Bund wird damit seine Ausrü­
stungsinvestitionen real etwas stärker ausweiten kön­
nen als die gesamte Wirtschaft. Allerdings ist der An­
teil des Bundes an den gesamten Ausrüstungen mit 
etwa 5% zu gering, um davon spürbare zusätzliche 
Impulse erwarten zu können. 

Die Grenze zwischen Investitionen und laufenden 
Ausgaben für Güter und Leistungen ist im Hinblick 
auf die Beschäftigungswirkungen in vielen Fällen flie­
ßend . Das gilt nicht nur für die Instandhaltungen, son­
dern auch für die Käufe der Landesverteidigung und 
die kurzlebigen Wirtschaftsgüter Durch die Anhe-
bung der Grenze für die kurzlebigen Wirtschaftsgüter 
von 2.000 S auf 5 000S ab 1982 sind die Ausgaben 
für (Ausrüstungs-) Investitionen etwas gebremst und 
die laufenden Ausgaben etwas erhöht worden Für 
kurzlebige Wirtschafts guter sind 1983 um 13,7% mehr 
Mittel vorgesehen als 1982 
Die Ausgaben für Ausrüstungen der Landesverteidi­
gung steigen um knapp 5%. Da die Käufe der Landes­
verteidigung im Ausland für das kommende Jahr um 
0,4 Mrd S geringer veranschlagt sind als 1982, ist für 
die im Inland getätigten Käufe dennoch mit einem rea­
len Zuwachs zu rechnen 

Kräftige Zunahme der Transferausgaben 

In der Bauwirtschafthaben auch die Instandhaltungen 
und die Bauten der Landesverteidigung ähnliche 
Nachfrage- und Beschäftigungseffekte wie die Inve­
stitionen Diese Aufwendungen werden 1983 stärker 

9) Darüber hinaus bringt die ASFINAG noch 1 5 Mrd S auf, die 
allerdings schon bisher im Bundeshaushalt als Finanzierungs­
mittel gemäß Art. Villa BFG enthalten waren. Außerdem finan­
ziert die ASFINAG noch Baumaßnahmen der Pyhrn-Autobahn 

Die Ausgaben, die vom Bundeshaushalt an private 
Haushalte fließen, sind 1983 mit 222,4 Mrd S prälimi-
niert. Es wird mit einem Zuwachs von 6,8% gerech­
net Knapp ein Fünftel der gesamten Bruttoeinkom­
men der privaten Haushalte stammt somit aus dem 
Bundeshaushalt Von den beiden großen Komponen­
ten wird der Personalaufwand etwas schwächer aus­
geweitet, die Transfers hingegen kräftig 
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Übersicht 7 Übersicht 8 
Ausgaben an private Haushalte 

ktiuel'l . 
Haushalts 

1981 
Erfolg 

86 5 
100,5 

1982 
Schätzung 

Mrd S 

9 4 0 

114,3 

1983 
BVA 

98 6 
123,8 

Verände­
rung 1983 

gegen 1982 
i n % 
+ 4 9 
+ 8,3 

Transferausgaben 
1981 

Erfolg 

Pensionen 
(einschl Landeslehrer) 

1982 
Schätzung 

32 6 

1983 
BVA 

3 4 1 

Verände­
rung 1983 

gegen 1982 

i n % 

Personalaufwand (AI 
Transfers an private 

Summe . . 1 8 7 0 £08,3 2 2 2 4 + 6 . 8 
in % des persönlichen Brutto­

einkommens 19 3 19 9 198 

^ Einschließlich Landeslehrer und personalaufwandsähnliche Ausgaben im Sach­
aufwand 

Der Personalaufwand'für die aktiven Bediensteten ist 
1983 mit 98,6 Mrd S veranschlagt In diesem Betrag 
sind auch die Aufwendungen für die aktiven Landes­
lehrer (17,7 Mrd, S) und jene personalaufwandähnli-
chen Ausgaben enthalten, die im Sachaufwand ver­
rechnet werden (5,1 Mrd.S). Im Vergleich zum vor­
aussichtlichen Ergebnis 1982 liegt der Personalauf­
wand im kommenden Jahr um knapp 5% höher (1982 
wird der Zuwachs voraussichtlich 8,5% betragen) Der 
Bund plant im kommenden Jahr seinen Beschäftig­
tenstand um 0,4% zu erhöhen, wobei der Großteil die­
ser Personalaufstockung auf die Bereiche Unterricht 
und Sicherheit entfällt Die Pro-Kopf-Einkommen der 
öffentlich Bediensteten würden damit im kommenden 
Jahr um etwa 4'/ 2% steigen können Es ist zu berück­
sichtigen, daß ein Teil dieser Erhöhung für bereits be­
schlossene Regelungen in einzelnen Sparten (Dienst­
zulage für Sicherheitswachebeamte, Angleichung der 
Bezüge in den unteren Dienstklassen, Neuregelung 
des Nebenbezugsrechts der ÖBB u a) erforderlich 
ist, Das gegenwärtig gültige Gehaltsabkommen läuft 
Ende Jänner 1983 aus Die Verhandlungen über die 
allgemeine Gehaltserhöhung der öffentlich Bedien­
steten sind noch nicht abgeschlossen Aus den ver­
anschlagten Personalausgaben läßt sich lediglich er­
kennen, daß damit gerechnet wird, daß die Gehalts­
steigerungen der öffentlich Bediensteten pro Kopf 
unter jenen in der Gesamtwirtschaft und der Gehalts­
abschluß unter der Inflationsrate liegen 
Die kräftige Zunahme der Transferausgaben ist vor al­
lem auf die Wirksamkeit automatischer Stabilisatoren 
in der Pensionsversicherung und der Arbeitslosen­
versicherung zurückzuführen Die Zuschüsse an die 
Pensionsversicherung erfordern 1983 37,2 Mrd S, um 
20% mehr als 1982 Besonders kräftig müssen die Zu­
schüsse an die Pensionsversicherung der Angestell­
ten erhöht werden Sie sind im kommenden Jahr mit 
4,2 Mrd, S veranschlagt und werden damit mehr als 
doppelt so hoch sein wie 1982 Bis zum Vorjahr hatte 
diese Pensionsversicherung überhaupt keine Bun­
deszuschüsse benötigt, 

Die kräftige Zunahme der Zuschüsse an die Pen­
sionsversicherung hat zwei Ursachen Zum einen er­
höht sich die Zahl der Pensionen im kommenden Jahr 

Zuschüsse Pensionsversicherung 25 1 31 0 37 2 + 20 0 
Familienbeihüfen 26,9 28 3 29 2 + 3,2 
Arbeitslosenunterstützung 1) 6 5 9 7 1 0 0 + 3 1 

Kriegsopferversorgung 5 6 5 8 6 0 + 3 4 
Sonstige 6,5 6,9 7.3 + 5,8 

Summe 100,5 114,3 123 8 + 8,3 

') EinschlieSlich Karenzgeld 

um 1,7% Das ist etwas mehr als im Durchschnitt der 
letzten Jahre (1977/1982 1,4%) Die Gesamtausgaben 
der Pensionsversicherungsanstalten werden 1983 mit 
9,9% deutlich stärker steigen als die Pensionen pro 
Kopf, die um 5,5% angehoben werden Zum anderen 
nehmen die Einnahmen der Pensionsversicherungs­
anstalten mit 6,8% schwächer zu als die Ausgaben 
Es wird damit gerechnet, daß die Zahl der versicher­
ten Beitragszahler 1983 auf Grund der ungünstigen 
Konjunkturlage kaum steigt und damit die Einnahmen 
gedämpft werden 
Für die Arbeitslosenunterstützung (einschließlich Ka­
renzgeld) sind 1983 rund 10 Mrd S präliminiert Im 
Vergleich zum voraussichtlichen Ergebnis 1982 ist die 
veranschlagte Aufstockung dieser Mittel mit 3,1% ge­
ring Im Voranschlag 1983 wird allerdings unterstellt, 
daß die Arbeitslosenquote im kommenden Jahr 3,3% 
beträgt, Sie würde damit nicht nur deutlich unter der 
zuletzt prognostizierten Rate von 4,2% liegen, son­
dern auch niedriger sein als 1982 Sollte sich diese 
optimistische Erwartung nicht erfüllen, ist zu berück­
sichtigen, daß pro 0,1 Prozentpunkt Arbeitslosenrate 
zusätzlich etwas mehr als 200 Mill S als Arbeitslosen­
unterstützung und Notstandshilfe (einschließlich 
Krankenversicherungsbeiträge) erforderlich sind 
Im Gegensatz zur Pensionsversicherung trägt der 
Bund in der Arbeitslosenversicherung keine Ausfall­
haftung, sondern er gewährt nur Vorschüsse In wel­
chem Ausmaß Mehrausgaben aus der Arbeitslosen­
versicherung das Budgetdefizit im kommenden Jahr 
beeinflussen, läßt sich daher gegenwärtig schwer ab­
schätzen, Das hängt vor allem davon ab, ob und zu 
welchem Zeitpunkt entsprechende Maßnahmen er­
griffen werden, um die Vorschüsse abzudecken, 
Die anderen Transferausgaben werden unterdurch­
schnittlich ausgeweitet Für die Pensionen der Beam­
ten bedeutet die Zuwachsrate von 4,6%, daß sie weni­
ger stark erhöht werden als die ASVG-Pensionen, 
wobei allerdings zu berücksichtigen ist, daß die pen­
sionierten Beamten in den letzten Jahren etwas bes­
ser abschnitten als die ASVG-Pensionisten In den 
sonstigen Transfers spiegelt sich teilweise auch die 
ungünstige Wirtschaftslage So werden die Mittel für 
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Unterstützungen nach dem Sonderunterstützungsge­
setz erheblich aufgestockt (1983 0,65 Mrd.S, 1982 
0,49 Mrd S) 

Anstieg der Finanzierlingsausgaben gebremst 

Die Finanzierungsausgaben umfassen recht unter­
schiedliche Komponenten. In den letzten Jahren sind 
diese Ausgaben kräftig ausgeweitet worden. Ihre Be­
deutung im Bundeshaushalt nahm ständig zu. Im 
Jahre 1983 setzt sich diese Entwicklung voraussicht­
lich nicht fort Die Finanzierungsausgaben werden 
insgesamt um 4% ausgeweitet und damit schwächer 
steigen als die Gesamtausgaben 
Diese Abschwächung ist vor allem auf den Finanz­
schuldenaufwand zurückzuführen, auf den mehr als 
die Hälfte der gesamten Finanzierungsausgaben ent­
fällt. Der Schuldenaufwand erfordert 1983 insgesamt 
56,1 Mrd.S, wovon 25,9 Mrd S auf Tilgungen, 
28,6 Mrd. S auf Zinsen und 1,7 Mrd S auf sonstigen 
Aufwand entfallen Das bedeutet im kommenden Jahr 
eine Zunahme um 6,5%. Der Anteil an den Gesamt­
ausgaben, der in den letzten Jahren sprunghaft zu­
nahm, erhöht sich geringfügig auf 14,1% (1981 13,3%, 
1982 14,0%) Die geringere Zunahme des Finanz­
schuldenaufwands ist darauf zurückzuführen, daß die 
Ausgaben für Tilgungen im kommenden Jahr etwa 
gleich hoch sein werden wie heuer. Ursprünglich war 
damit zu rechnen, daß die Tilgungen um etwa 
4 Mrd S höher sein werden 7). Durch entsprechende 
Konversionen und Prolongationen soll damit im kom­
menden Jahr der Bundeshaushalt erheblich entlastet 
werden, um den Spielraum für unmittelbar nachfrage­
wirksame Ausgaben zu erhöhen Die Zinsen werden 
im kommenden Jahr um rund 11,7% mehr Ausgaben 
erfordern Diese Zuwachsrate ist ebenfalls geringer 
als in den vergangenen Jahren. Diese Entwicklung 
würde bedeuten, daß der durchschnittliche Zinssatz 
für die gesamte Finanzschuld um etwa 0,4 Prozent­
punkte sinkt 

7) Siehe Finanzschuldenbericht 1982 der österreichischen 
Postsparkasse Wien 1982, S 32 

Übersicht 9 
Ausgaben zur Finanzierung 

1981 1982 1983 Verände­
Erfolg Schätzung BVA rung 1983 

gegen 1982 
Mrd S in % 

F i n a nzsc h u I d ena ufwa nd 45 0 52 7 56 1 + 6,5 
Transfers an andere 

äff entliehe Körperschaften 13 4 1 5 0 1 5 4 + 2 7 
Investitionstörderung 9 5 7 8 7 9 + 1.3 
Beteiligungen, Darlehen 1 9 3 1 3 1 0 0 
Inanspruchnahme aus 

Haltungen 4 0 5,8 4 4 - 2 4 1 
Sonstige 15,6 15.1 16,6 + 9.9 

Summe 89 4 99 5 103.5 + 4 0 

Neben dem Finanzschuldenaufwand werden auch die 
Ausgaben für Haftungen zur Entlastung beitragen Im 
kommenden Jahr rechnet der Bund damit, den Son­
dergesellschaften des Straßenbaus weniger Mittel 
überweisen zu müssen, die dazu dienen, Inanspruch­
nahmen aus Haftungen zu vermeiden. 
Die Ausgaben für die Exportförderung (die nicht nur 
Haftungsinanspruchnahmen umfassen) werden 1983 
erheblich steigen Einschließlich der Zuschüsse an 
die Kontrollbank erfordern sie im kommenden Jahr 
3,9 Mrd. S (1982 2,8 Mrd S). Allerdings stehen diesen 
Mehrausgaben höhere Einnahmen aus der Exportför­
derung gegenüber (vor allem aus dem Rückersatz 
früherer Haftungsübernahmen) Die Auswirkungen 
auf den Budgetsaldo dürften 1983 rund 1,3 Mrd S 
(1982 0,9 Mrd S) betragen 
Die Unterscheidung zwischen den Ausgaben zur In­
vestitionsförderung und den sonstigen Finanzie­
rungsausgaben ist im Hinblick auf ihre Auswirkungen 
nicht immer klar Die als Investitionsförderung ausge­
wiesenen Ausgaben enthalten nur die Kapitaltrans­
fers Die Zinsstützungen sind jedoch (großteils) in 
den sonstigen Finanzierungsausgaben verbucht, weil 
es sich um laufende Transfers handelt 
Die Investitionsförderung durch Kapitaltransfers, für 
die 1983 7,9 Mrd. S vorgesehen sind (1982 
7,8 Mrd.S), wird vor allem wegen der höheren Zu­
schüsse für das Allgemeine Krankenhaus Wien stei­
gen (1983 1,0 Mrd S, 1982 0,7 Mrd S) 
Gliedert man die verschiedenen Förderungen nach 
Wirtschaftszweigen, zeigt sich ein recht unterschied­
liches Bild. Die Zuschüsse für den Fremdenverkehr 
werden im kommenden Jahr im Vergleich zu 1982 bei 
etwa 0,43 Mrd.S stagnieren. Für die Landwirtschaft 
und den industriell-gewerblichen Bereich werden je­
doch im nächsten Jahr mehr Mittel bereitgestellt 
In der Landwirtschaft werden die Mittel für Zinsenzu­
schüsse auf 0,63 Mrd S aufgestockt (1982 
0,56 Mrd S). Die Ausgaben für die verschiedenen Ab­
satz- und Verwertungsmaßnahmen für Getreide, 
Milch, Schlachtvieh u a erfordern 1983 mit rund 
4 Mrd S um etwa 10% mehr Ausgaben als 1982 Ein 
erheblicher Teil dieser zusätzlichen Mittel stammt aus 
zweckgebundenen Einnahmen und wird somit von 
der Landwirtschaft selbst aufgebracht. Dadurch wird 
das Budgetdefizit nicht beeinflußt Aus zweckgebun­
denen Einnahmen werden 1983 mit 1,83 Mrd S fast 
die Hälfte der Ausgaben für Preisausgleiche finanziert 
(1982 1,62 Mrd S) 

In den Förderungen des industriell-gewerblichen Be­
reichs zeigt sich eine recht unterschiedliche Entwick­
lung, Der Zuwachs läßt sich auf zwei Faktoren zurück­
führen. Ein erheblicher Teil der zusätzlichen Ausga­
ben kommt der verstaatlichten Industrie und jenen 
Unternehmungen zugute, an denen der Bund beteiligt 
ist Für die Zahlungen an die ÖIAG und die Länder­
bank sind 1983 0,84 Mrd S vorgesehen (1982 
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0,27 Mrd.S). Außerdem müssen noch Mittel für die 
Bergbauförderung, die 1983 allerdings stagnieren 
wird, und die DDSG bereitgestellt werden 
In den Zuschüssen an die private Wirtschaft werden 
die Mittel für die bereits länger bestehenden Aktionen 
(Gewerbestrukturverbesserung, Bürgeskredite) nicht 
erhöht Einige neue Förderungsinstrumente erfordern 
hingegen mehr Mittel (Top-Aktion, Betriebsneugrün­
dungen) Außerdem verschiebt sich die Förderung 
stärker zu den Zuschüssen im Rahmen der Arbeits­
marktförderung 1983 sind in diesem Bereich 
1,13 Mrd S präliminiert (1982 0,65 Mrd S). Dazu kom­
men noch Mittel für Darlehen von 0,43 Mrd S Aller­
dings läßt diese Umschichtung vermuten, daß in den 
Förderungen der Aspekt der unmittelbaren Arbeits­
platzsicherung vor der Investitionsförderung an Be­
deutung gewinnt. 

Verlagerung in den Aufgabenbereichen 

Die Verschiebungen in den Aufgabenbereichen las­
sen die längerfristigen Probleme im Bundeshaushalt 
deutlich erkennen Der Sozialaufwand, dessen Anteil 
einige Jahre rückläufig war, steigt seit 1982 wieder 
überproportional. Gleichzeitig entfällt ein immer grö­
ßerer Teil der Gesamtausgaben auf den Finanzschul­
denaufwand Diese steigende Beanspruchung des 
Bundeshaushalts wurde in den letzten Jahren durch 
eine Zurückhaltung bei den Ausgaben für Bahn und 
Post (Sonstiger Verkehr) und im Straßenbau kompen­
siert In den anderen Bereichen sind die Verschiebun­
gen nur gering 
Im Voranschlag 1983 setzen sich diese Entwicklun­
gen im allgemeinen fort Allerdings ergibt sich da­
durch, daß der Anteil des Finanzschuldenaufwands 
stagniert, eine (vorübergehende) leichte Entspan-

Übersicht 10 
Ausgaben nach Aufgabenbereichen 

1980 1981 1982 1983 
Erfolg Erfolg Schätzung BVA 

in Ii der Gesamtausgaben 

Erziehung und Unterricht 9 2 9 0 8.8 8,6 
Forschung und Wissenschaft 3 0 2 9 2 9 3,0 
Kunst 1 0 0 9 0 9 0 9 
Kultus 0 1 0 1 0 1 0 1 
Gesundheit . 0 9 0 8 0 8 0 7 
Soziale- Wohlfahrt 22 2 22 2 23 7 24,3 
Wohnungsbau 0 4 0,4 0 4 0 3 
Straßen 5 2 4 9 4 7 4 3 
Sonstiger Verkehr 21.5 20 9 19 9 19 9 
Land- und Forstwirtschaft 2 7 2 6 2 6 2 6 
Energiewirtschaft 0 9 0 1 0 1 0 1 

Industrie und Gewerbe 1 4 2 4 1 9 1,9 
Öffentliche Dienstleistungen 2 0 2 1 1.8 1 7 
Private Dienstleistungen 0 6 0 6 0 6 0 7 
Landesverteidigung 3,8 3,6 3 6 3,5 
Staats• und Rechtssicherheit 3 3 3 4 3 2 3 2 
Übrige Hoheitsverwaltung 21 8 23 1 24 0 24,2 

davon Finamschuldenaufwand . . 11,7 13.2 14.0 14,1 

Gesamtausgaben 100 0 100 0 tooo 100 0 

nung Die funktionale Gliederung läßt im kommenden 
Jahr eine gewisse Umschichtung von Ausgaben zur 
Erstellung von öffentlichen Gütern (Straßen, Sonsti­
ger Verkehr, Bildung) zu Transfers (Umverteilung) er­
kennen, 

Steueramnestie erschwert Einnahmenschätzung 

Die Gesamteinnahmen sind für 1983 mit 325,6 Mrd S 
präliminiert Verglichen mit dem voraussichtlichen Er­
gebnis 1982 wäre das eine Zunahme um 7,1% Die 
Einnahmen würden damit etwas rascher steigen als 
das Bruttoinlandsprodukt. Die wichtigste Einnah­
menquelle des Staates sind die Steuern, auf die mehr 
als 55% der Gesamteinnahmen entfallen Die steuer­
ähnlichen Einnahmen bringen rund 15%, die Betriebs­
einnahmen knapp 20% und die sonstigen Einnahmen 
etwa 10% der Gesamteinnahmen. 

Übersicht 11 
Einnahmen in ökonomischer Gliederung 

1981 1982 1983 Veränderung 

Erfolg Schätzung BVA 1983 gegen 
1982 

Mrd S i n % 

Steuern (netto) 160 2 165 3 181 9 + 1 0 0 

Steuerähnliche Einnahmen 42 2 46 0 47 9 + 4 1 

Betriebseinnahmen 54 6 57 2 61,6 + 7 7 

Sonstige 30,7 35,5 34,2 - 3,7 

Gesamteinnahmen 287 8 304 0 325 6 4- 7 1 

in V der Gesamteinnahmen 

Steuern (netto) 55 6 54 4 55 9 
Steuerähnliche Einnahmen 1 4 7 15 1 1 4 7 

Betriebseinnahmen 19 0 1 8 8 189 
Sonstige . . . . 10,7 11,7 10,5 

Gesamteinnahmen 100 0 100 0 100 0 

Die vom Bund eingehobenen Steuern sind für 1983 
mit 296,0 Mrd S veranschlagt,, Das Steueraufkommen 
wäre damit um 9,6% höher als heuer Die Steuerquote 
würde wieder sprunghaft auf 24,3% steigen, nachdem 
sie 1982 sinkt (1982 23,6%, 1981 24,6%) 
Die Entwicklung der Steuern im kommenden Jahr läßt 
sich wegen des Einflusses der Steueramnestie 
schwer beurteilen Es fehlt einerseits jegliche Erfah­
rung mit einer solchen Maßnahme, andererseits lie­
gen keine offiziellen Angaben vor, welcher Betrag für 
die Einnahmen aus der Steueramnestie zugrundege­
legt wurde Auf Grund verschiedener Schätzungen 
wird man jedoch davon ausgehen können, daß die 
Zunahme der Steuerquote im Jahr 1983 ausschließ­
lich auf die erwarteten Einnahmen aus der Steueram­
nestie zurückzuführen ist, 
Auch abgesehen von der Steueramnestie würden die 
präliminierten Steuereinnahmen im kommenden Jahr 
eine beträchtliche Verbesserung der Aufkommens­
elastizität im Vergleich zu 1982 voraussetzen 
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Abbildung 2 
Steuerquoten 
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Übersiehe 12 
Steuereinnahmen 

(Brutto) 
1981 1982 1983 Verände­

Erfolg Schätzung BVA rung 1983 
gegen 1982 

Mrd S i n % 

Steuern 
vom Einkommen 115 8 1186 132 0 + 1 1 3 

vom Aufwand und Verbrauch 130 5 137.2 147 8 + 7 7 

vom Vermögen und 
Vermögensverkehr 8 9 9 0 1 0 7 + 1 8 9 

von den Einfuhren . . . 4,9 5,2 5,5 + 5,8 

Summe 260 1 270 0 296 0 + 9 6 

Die Steuereinnahmen werden im kommenden Jahr 
durch eine Reihe von Maßnahmen gedämpft, In der 
Lohnsteuer wird die zweite Etappe der Steueranpas­
sung wirksam Außerdem werden das Hinaufsetzen 
der Grenzen für die Sonderausgaben und das Betei­
ligungsfondsgesetz die Einnahmen dämpfen, Würden 
die präliminierten Lohnsteuereinnahmen tatsächlich 
erreicht, stiege der Anteil der Lohnsteuer am steuer­
pflichtigen Masseneinkommen auf 11,3% (1981 
10,9%, 1982 10,7%) 
Bei den gewinnabhängigen Steuern, die 1983 im Ver­
gleich zum voraussichtlichen Ergebnis 1982 und ohne 
Berücksichtigung der Steueramnestie um etwa 5% 

steigen sollen, ist ebenfalls eine Reihe dämpfender 
Effekte wirksam, Die Investitionsprämie für Investitio­
nen des Jahres 1982 wird zum Teil erst 1983 abgezo­
gen, Außerdem ist die Prämie am 1 Oktober 1982 
von 6% auf 8% erhöht worden. Betrieblich genutzte 
Pkw sind wieder als Betriebsausgaben voll abzugsfä­
hig Die Sonderausgabenregelungen beeinflussen 
auch die Einkommensteuer 
Die anderen Steuern sind weniger von diskretionären 
Maßnahmen beeinflußt In der Mehrwertsteuer müßte 
eine ähnlich günstige Entwicklung wie 1981 eintreten, 
wenn die veranschlagten Einnahmen (ohne Amne­
stie) erreicht werden sollen 
Die dem Bund verbleibenden Steuereinnahmen 
(netto) sind mit 181,9 Mrd S veranschlagt Dies wä­
ren um 10% höhere Einnahmen als 1982, und das 
würde bedeuten, daß der Anteil des Bundes an den 
gesamten Steuereinnahmen leicht steigt Trotz dieser 
Zunahme könnte der Bund jedoch den Rückgang der 
Anteile in den letzten Jahren nicht kompensieren 
1983 blieben dem Bund 61,5% der Steuereinnahmen 
(1982 61,2%, 1981 61,6%). 
Die Zuwachsrate bei den steuerähnlichen Einnahmen 
ist mit 4,1%) veranschlagt In diesem Bereich sind 
keine Maßnahmen geplant, die zusätzliche Einnah­
men brächten Dämpfende Effekte bei diesen Einnah­
men ergeben sich zum einen dadurch, daß der Um­
satzsteueranteil für den Krankenanstaltenzusammen­
arbeitsfonds nicht unter den steuerähnlichen Einnah­
men veranschlagt ist Fernerwerden weniger Einnah­
men im Rahmen des Nachtschicht-Schwerarbeitsge-
setzes sowie bei den Import- und Preisausgleichen 
der Landwirtschaft erwartet 
Die Betriebseinnahmen sollen im kommenden Jahr 
stärker als das Brutto-Inlandsprodukt steigen Mit 
Ausnahme der Gütertarife der Bundesbahn sind 
keine Tariferhöhungen geplant Es wird nicht leicht 
sein, die erwarteten Betriebseinnahmen zu erreichen 
Bei den sonstigen Einnahmen werden im kommen­
den Jahr einige Sonderfaktoren wegfallen, die im lau­
fenden Jahr stark wirksam waren Einige dieser Ein­
nahmen (Rücklagenentnahmen, Rückflüsse aus Haf­
tungen) beeinflussen den Budgetsaldo nicht Ein 
Rückgang dieser Einnahmen bringt daher keine Ver­
größerung des Defizits 

Zusammenfassung 

Der Bundesvoranschlag 1983 ist von zwei Zielsetzun­
gen geprägt, die in einem gewissen Konflikt miteinan­
der stehen. Zum einen versucht der Bund, angesichts 
der ungünstigen Wirtschaftslage, Nachfrageimpulse 
zu setzen. Zum anderen ist er bestrebt, das Defizit 
etwa auf der Höhe des Jahres 1982 zu halten und da­
mit bezogen auf das Produktionspotential sogar 
leicht zu senken. 
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Die veranschlagten Ausgaben für Investitionen und 
andere Aufträge des Bundes, aber auch die Investi­
tionsförderungen, lassen erkennen, daß eine reale 
Ausweitung der Nachfrage des Bundes beabsichtigt 
ist Vor allem für die Bauwirtschaft werden mehr Mit­
tel bereitgestellt. In diesem Bereich ist daher eine 
Stützung der Nachfrage zu erwarten Im kommenden 
Jahr wird der Budgetspielraum bei den Ausgaben 
(vorübergehend) etwas größer sein, weil die Ausga­
ben für die Finanzschuldtilgungen und die Haftungs­
inanspruchnahmen, die in den vergangenen Jahren 
stark stiegen, im kommenden Jahr nicht zunehmen 
Allerdings zeigt sich deutlich, daß die schwache Kon­
junktur vermehrte Ausgaben für jene Bereiche verur­
sacht, die als automatische Stabilisatoren wirken Die 
kurzfristige Entlastung löst natürlich mittelfristige Pro­
bleme, die sich aus den Verschiebungen in der Aus­
gabenstruktur ergeben, nicht 

Inwieweit es gelingt, die zweite Zielsetzung zu errei­
chen, hängt davon ab, ob sich die optimistischen 
Erwartungen hinsichtlich der Einnahmen aus der 
Steueramnestie und hinsichtlich der Beschäftigungs­
lage tatsächlich erfüllen 
Die vorliegende Beurteilung stützt sich auf das 
Grundbudget Die Wirkungen könnten sich erheblich 
ändern, wenn die Wirtschaftsentwicklung ungünstiger 
verliefe, als bei Erstellung des Budgets prognostiziert 
wurde, und etwa das Konjunkturausgleichsbudget 
ganz oder teilweise freigegeben würde Dann könn­
ten einerseits diese diskretionären Maßnahmen, an­
dererseits verstärkte Wirkungen der automatischen 
Stabilisatoren sowie Einnahmenausfälle zu erhebli­
chen Änderungen in den veranschlagten Einnahmen 
und Ausgaben führen 

Gerhard Lehner 
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